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Die Kunstfreiheit als EU-Grundrecht

Die Charta der Grundrechte der Europäi-
schen Union – in Kraft getreten gemeinsam 
mit dem Vertrag von Lissabon am 1. Dezem-
ber 2009 – enthält in Art. 13 GRCh eine Ga-
rantie der Kunstfreiheit. Dies ist sicher kein 
Zufall; vielmehr spielt das deutsche Vorbild 
eine Rolle, da Art. 5 III 1 GG ganz ähnlich 
gefasst ist – die Abweichung des deutschen 
Textes bezieht sich, neben dem dort verwen-
deten Wort „Wissenschaft“, das nach dem 
Normverständnis in der deutschen Tradition 
nach Wilhelm von Humboldt die danach auf-
geführte Lehre mit umfasst, allein darauf, 
dass im Text eine nach dem deutschen Ver-
ständnis der Lehrfreiheit notwendig erschei-
nende Treuklausel zugunsten der Verfassung 
anzutreffen ist, die auch veranlasst war auf-
grund der geschichtlichen Erfahrung mit 
„national“ gesinnten deutschen Professoren. 
Demgegenüber sagt die Charta nur den lapi-
daren Satz „Kunst und Forschung sind frei“ 
und darauf – in ihrem Kontext schlüssig –: 
„Die akademische Freiheit wird geachtet“.

Aus deutscher Sicht war angesichts dieser 
Sachlage zunächst für die Kunst von Interes-
se, was diese Garantie besagt. In anderen 
Erklärungen und Pakten zur Garantie der 
Menschenrechte erfasst regelmäßig die Ga-
rantie der Meinungsfreiheit auch die Kunst 
als menschliche Form der Äußerung – neben 
Garantien religiöser Äußerungsfreiheit als 
Teil der Gewährleistungen von Gedanken-, 
Gewissens- und Glaubensfreiheit. Die Charta 
geht insoweit einen anderen Weg – sicher 
auch dank des Präsidenten des Grundrechts-
konvents, des früheren Professors für Öffent-
liches Recht, Präsidenten des Bundesverfas-
sungsgerichts und Bundespräsidenten Ro-
man Herzog.

Die hier angesichts der medialen Bedeu-
tung von Kunst anzuzeigende Arbeit ist an 
der Universität Köln als Dissertation der Ju-
ristischen Fakultät bei Burkhard Schöbener 
entstanden. Sie geht handwerklich kunstge-
recht vor, was dem auf europäischer Ebene 
neuen Grundrecht gewiss zu besseren Kon-
turen, größerer Präzision und dadurch zu 
erhöhter Akzeptanz verhelfen wird. Dies ist 
auch von Bedeutung für die Rezeption der 
älteren Rechtsprechung zu Art. 10 I EMRK 
– der Meinungsäußerungsfreiheit nach der 
Europäischen Menschenrechtskonvention – 

Vollzug des kooperativen Bundesstaates, mit 
der es insoweit sein Bewenden hat. 

Diese Ergebnisse der wohlgegliederten 
und hier nicht in tieferen einzelnen Schritten 
nachvollziehbaren Arbeit zeigen, dass sie 
solide gearbeitet ist und zu Recht in die von 
ihren beiden Gutachtern mitherausgegebene 
Schriftenreihe aufgenommen worden ist. 
Dass dessen unbeschadet immer wieder Ein-
zelfragen auftauchen können, die Rechtspro-
bleme aufwerfen, steht auf einem anderen 
Blatt. Einer Schrift wie der vorliegenden 
Dissertation kann es darum nicht gehen, folgt 
sie doch der Maxime, die Grundlinien abzu-
klären und sich nicht in solchen Einzelfragen 
zu verlieren. Das gelingt der vorliegenden, 
vor ihrer Veröffentlichung auf Anraten des 
Zweitgutachters überarbeiteten Untersu-
chung sehr gut, die auch sprachlich und tech-
nisch transparent, zugänglich und mithin in 
jeder Hinsicht erfreulich, nämlich auch hin-
reichend knapp ausgefallen ist.

Prof. Dr. Helmut Goerlich, Leipzig



tv
 d

is
ku

rs
 6

0

2 | 2012 | 16. Jg. 111

R E C H T

bei der Auslegung der Garantie der Charta. 
Diese Rechtsprechung gab der herkömm-
lichen „Moral“ als Grenze der Kunstfreiheit 
sehr viel Raum und neigte so dazu, das 
eigenstän dige Gewicht der Manifestationen 
menschlicher Kunst zu leicht zu nehmen – 
teils mit Rücksicht auf die früher stärker 
wirksamen traditionellen und mitunter 
religiös  untermauerten Vorbehalte gegen 
satirische, parodierende oder persiflierende 
künstlerische Aussagen. Die Arbeit ist im Üb-
rigen auch dadurch veranlasst, dass mit der 
fortschreitenden Integration der Europäi-
schen Union die Kunstfreiheit neben den 
Marktfreiheiten ebenso größere Bedeutung 
gewinnt wie das geistige Eigentum und an-
dere, immer auch marktbezogene Freiheits-
garantien. Dabei ist die Freiheit der Kunst aus 
den mitgliedstaatlichen Verfassungen heraus 
und mit Rücksicht auf die Europäische Men-
schenrechtskonvention zu entwickeln. Die 
Arbeit vollzieht hier die erforderliche werten-
de Verfassungsvergleichung, die nicht nume-
risch nebeneinander stellt, was mitglied-
staatliche Verfassungen und ihre Rechtstradi-
tionen sagen, sondern wertet, welche Tradi-
tionslinien den Zielsetzungen der Charta am 
besten entsprechen. Außerdem berücksich-
tigt sie den bisher erreichten Bestand der 
europäischen Rechtspraxis – früher der Men-
schenrechtskommission und heute vor allem 
des Gerichtshofs für Menschenrechte in 
Straßburg. Auch hier übernimmt sie nicht 
unbedacht, sondern prüft diesen Traditions-
bestand auf seine Passfähigkeit in unserer 
Zeit und nach der erreichten und anerkann-
ten Konstitutionalisierung der Straßburger 
Praxis, die in den letzten Jahren und in der 
Perspektive des Beitritts der Europäischen 
Union zur Menschenrechtskonvention ein-
tritt.

Nach dieser Durchsicht und Kritik des 
Bestands der europäischen Rechtsentwick-
lung erarbeitet die Schrift einen eigenen 
Kunstbegriff, der den spezifischen Typus der 
nicht so seltenen menschlichen Äußerungs-
form „Kunst“ erschließt, ohne die Offenheit 
von „Kunst“ für allerlei und unvorhergesehe-
nen Wandel zu betonen. Dabei findet man 
den Schutzbereich der Kunstfreiheit nach 
dem „Werk- und Wirkbereich“ (Friedrich Mül-
ler), der sachlichen und persönlichen Reich-
weite und der kulturellen Bedeutung analy-
siert. Daran anschließend werden die sub-

jektiv- und objektiv-rechtlichen Funktionen 
des Grundrechts entwickelt – neben den 
Schutzpflichten, die aus dieser Freiheit ent-
springen. Wiederkehrend richtet sich der 
Blick auf die Adressaten der Garantie – etwa 
bei der Umsetzung von Richtlinien der Euro-
päischen Union und im Falle der Durchset-
zung der Marktfreiheiten – und die gebotene 
Dichte der gerichtlichen Kontrolle, insbeson-
dere angesichts von dargereichten Moralvor-
stellungen, die sich ja zunehmend pluralisie-
ren, und der Einschränkungsmöglichkeiten, 
die gegenüber dem Grundrecht bestehen und 
sich in der Charta aus den Schlussbestim-
mungen der Artt. 52, 53 GRCh samt den dor-
tigen Bezügen auf die Europäische Men-
schenrechtskonvention ergeben. Insgesamt 
zeigt sich dabei die erhebliche Reichweite der 
Kunstfreiheit in der Rechtswirklichkeit, wie-
wohl ihre europäische Variante in der Charta 
nur für deren Anwendungsbereich, also ge-
genüber den Organen der Europäischen Uni-
on und ihren Mitgliedstaaten, sofern sie Uni-
onsrecht umsetzen oder vollziehen, gilt. 
Darüber hinaus hat sie aber auch Wirkung 
für die sonstige Rechtspraxis der Mitglied-
staaten, für die Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte und 
sogar für die der Europäischen Union asso-
ziierten Staaten, die gehalten sind, im Rah-
men ihrer Assoziierungsabkommen und ge-
mäß den Leitlinien des jeweiligen Assozia-
tionsrates die Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union ebenso wie das sonstige 
Unionsrecht in Bedacht zu nehmen.

Für die Praxis hat eine Arbeit wie die vor-
liegende eine erhebliche Bedeutung und ist 
von besonderem Nutzen, weil sie Bestand 
und Bedeutung des von ihr thematisierten 
Grundrechts sorgfältig, vollständig und wei-
terführend entfaltet. Daher ist sie mit allem 
Nachdruck zu begrüßen und sollte in Praxis 
und Wissenschaft nicht übergangen werden.

Prof. Dr. Helmut Goerlich, Leipzig
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